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GROSSSTÄDTE

Ist die Stadtflucht zu bremsen?
Hans Heuer, Berlin

Die Großstädte sehen sich mit einer wachsenden Bevölkerungsabwanderung in das Umland konfrontiert. 
Anlaß sind die Verschlechterung der Wohnsituation in den Kernstädten und der steigende Anspruch an 
Wohnqualität und Wohnumfeld. Kann dieser Prozeß der Suburbanisierung gebremst werden?

In den Ballungsgebieten der Bundesrepublik 
Deutschland ist seit M itte der 60er Jahre ein 

Trend zur Abwanderung der Bevölkerung aus den 
Großstädten festzustellen. Diese Entwicklung 
wurde zunächst nicht so recht wahrgenommen, 
weil die Bevölkerungszahlen insgesamt noch 
wuchsen — vor allem aufgrund der Zuwanderung 
ausländischer Arbeitnehmer. Erst der rapide 
Rückgang der natürlichen Bevölkerungsentwick
lung ') und die Schrumpfung der großstädtischen 
Bevölkerungszahlen haben dazu geführt, daß man 
dem Problem der Wanderungen auch im po liti
schen Bereich erhöhte Aufmerksamkeit zu w id
men begann.

Die Wanderungsverluste der westdeutschen Groß
städte resultieren überwiegend aus der Nahwan
derung (Stadt-Umland-Wanderung), während sich 
die Fernwanderungen häufig im Gleichgewicht 
halten (Beispiel Hamburg) oder sogar einen Be
völkerungszuwachs erbringen (Beispiel München). 
Die Gründe fü r die Abwanderung der (meist 
deutschen) Bevölkerung aus den Kernstädten der 
Stadtregionen in deren Umland sind weniger in 
einer allgemeinen Großstadtverdrossenheit zu 
suchen als vielmehr auf ein unzureichendes 
Wohnraumangebot in den Städten zurückzufüh
ren. Empirische Untersuchungen zeigen, daß für 
die Umzugsentscheidung insbesondere die Unzu
länglichkeit der vorherigen Wohnsituation (Woh
nungsqualität, Wohngegend) eine außerordentlich 
große Rolle spie lt und die Frage der Eigentums
bildung sowohl für die Wanderungsentscheidung

!) 1972 w urden in d er B undesrepublik  insgesam t erstm als nega
tive G eburtensaiden erreicht, in den m eisten G roßstädten d a 
gegen schon Ende der 60er Jahre.

2) Vg l. 2 . B. Joachim  B a l d e r m a n n ,  G eorg H e c k i n g , 
Erich K n a u ß : W anderungsm otive und Stadtstruktur. Em pi
rische Fa lls tud ie  zum  W anderungsverhalten im G roßstadtraum  
Stuttgart (S chriftenreihe 6 des S tädtebaulichen Instituts d er U n i
versität S tuttgart), S tuttgart 1976; P r o g n o s  A G :  Q ualita tiver  
und quantitativer W ohnungsbedarf und W anderungen in der  
Freien und Hansestadt Ham burg, Abschlußbericht, Basel 1976.

Dr. rer. pol. Hans Heuer, 36, ist wissenschaft
licher M itarbeiter beim Deutschen Institut 
fü r Urbanistik in Berlin.

selbst als auch fü r die Wanderungsrichtung von 
besonderer Bedeutung is t2).

Wie die folgenden Beispiele zeigen, ist das Aus
maß der durch Abwanderung ins Umland entstan
denen Bevölkerungsverluste e rheb lich3):

□  Hamburg verlor von 1966 bis 1975 durch Ab
wanderung an seine sechs Randkreise per saldo 
rund 135 300 deutsche Einwohner4).

□  München verlor von 1965 bis 1974 per saldo 
124 000 Personen (Deutsche und Ausländer) durch 
Abwanderung ins Umland ( =  Planungsregion 14 
ohne München)5).

□  Stuttgart verlor von 1966 bis 1975 per saldo 
rund 63 200 deutsche Einwohner an die fünf Land
kreise der Region M ittlerer Neckar6).

Die Wanderungsverluste dieser Städte signalisie
ren jedoch (noch) nicht einen Schrumpfungspro
zeß der zugehörigen Verdichtungsräume; vielmehr 
handelt es sich hier um einen Bevölkerungsum
verteilungsprozeß zwischen Kernstadt und Um
land, der mit einer Reihe negativer Folgeerschei
nungen verbunden is t7): Durch die zunehmende 
räumliche Trennung von Wohnung (im Umland) 
und Arbeitsplatz (in der Kernstadt) erhöht sich die 
Zahl der täglichen Ein- und Auspendler. Die da
mit verbundene Zunahme des Kraftfahrzeugver
kehrs erhöht die Umweltbelastung, verschlechtert 
die Wohnqualität in den Kernstädten und führt zu 
weiterer Abwanderung vor allem der einkom
mensstarken Bevölkerungsgruppen.

Die Bevölkerungsumverteilung bewirkt auch eine 
Umverteilung der Finanzen. Sie führt ferner zu 
Infrastrukturdefiziten in den Zuwanderungsgebie
ten und zu Überkapazitäten (z. B. bei Schulen und
3) Bei den fo lgenden Verg leichsdaten ist zu berücksichtigen, 
daß d ie  als Um land defin ierten  R andkreise d er drei Großstädte  
sich flächenm äßig erheblich unterscheiden (H am burger Um land  
=  4037 qkm am 31.12 . 1974, P lanungsregion 14 ohne München  
=  5221 qkm  am  1 .1 .1 9 7 6  und R egion M ittle re r Neckar ohne  
Stuttgart =  3448 qkm  am 1 .1 .1 9 7 5 ).
■*) A ngaben des Statistischen Landesam tes Ham burg.
5) V g l. Regionalberich t fü r d ie  P lanungsregion 14 M ünchen (Ent
w urf), M ünchen 1975, S . 94.
6) A ngaben des Statistischen Am tes d e r Stadt Stuttgart.
7) V g l. z .B .  U lrich P f e i f f e r :  W erden unsere S tädte zu 
Slum s?, In: D ie Z e it vom  10.12 .1976 .
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Kindertagesstätten) in den Innenstadtgebieten. 
Der Prozeß der Suburbanisierung, der ja  nicht nur 
eine Verlagerung der Bevölkerung, sondern auch 
von Betrieben (vor allem des sekundären Sektors) 
aus den Kernstädten in das Umland beinhaltet, 
hat schließlich zur Folge, daß die Randgebiete der 
Großstädte weitgehend zersiedelt werden, daß 
dort die nachteiligen Verdichtungsfolgen der 
Großstadt sukzessive importiert werden und da
mit längerfristig auch die W ohnattraktivität des 
näheren Umlandes w ieder verlorenzugehen droht.

Möglichkeiten der Gegensteuerung

Wenn man den Prozeß der Bevölkerungsumver
teilung stoppen w ill, dann muß man die Ursachen 
beseitigen, die zu der Bevölkerungsabwanderung 
aus den Großstädten führen. Dazu sind m. E. vor 
allem Maßnahmen erforderlich, die die Verdrän
gung der Wohnnutzung durch — vom betriebsw irt
schaftlichen Standpunkt — rentablere Nutzungen 
in den Innenstadtrandgebieten zu verhindern ge
eignet sind und die das Wohnattraktivitätsgefälle 
der Großstadt gegenüber dem Umland abbauen. 
Diese Aufgabenstellung ist einerseits nur im Rah
men einer den gesamten Bereich der kommunalen 
Entwicklungsplanung umfassenden Strategie zu 
verwirklichen, kann aber andererseits von den 
Städten allein nicht gelöst werden, sondern stellt 
sich als neue „Gemeinschaftsaufgabe“ von Bund, 
Ländern und Gemeinden d a r8).

Im folgenden wird versucht, eine thesenartige 
Skizzierung und Einschätzung möglicher Gegen
steuerungsmaßnahmen zu geben. Dabei werden 
fünf Gruppen von Maßnahmen unterschieden:

□  Maßnahmen zur Verhinderung der Wohnnut- 
zungsverdrängung in den Innenstädten;

□  Maßnahmen zur Verbesserung des quantitati
ven und qualitativen Wohnungsangebotes in den 
Städten;

□  Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnum- 
feldqualität;

□  Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz 
interkommunaler Kooperation;

□  sonstige, zur W iederherstellung der großstäd
tischen W ohnattraktivität geeignete Maßnahmen.

Städtebaurechtliche Mängel

Zur Verhinderung der Wohnnutzungsverdrängung 
in den Innenstadtrandgebieten gehört zunächst 
eine konsequente Anwendung des vorhandenen 
städtebaurechtlichen Instrumentariums. Hier hat 
man den Eindruck, daß dies lange Zeit nicht ge
schehen ist; daß vielmehr die heute beklagte Ent
wicklung in manchen Städten bewußt in itiiert oder 
in Kauf genommen wurde. Klassisches Beispiel 
ist das Frankfurter Westend, dessen Umwandlung
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von einem bevorzugten Wohngebiet in eine Büro
stadt durch die seinerzeitigen Planungsüberlegun
gen der Stadt gestützt w u rd e 9). Die Wanderungs
verluste der Großstädte und die sich hierin ge
wissermaßen ausdrückende „Abstimmung mit 
dem Möbelwagen“ sind insoweit zum Teil auch 
die Quittung für eine — gemessen an den heuti
gen Anforderungen an attraktive Wohnverhält
nisse — verfehlte, d. h. einseitig an ökonomischen 
Wachstumskategorien orientierte Stadtentwick
lungspolitik.

Auf der anderen Seite hatte eine gezielte Stadt
entw icklungspolitik bisher mit der Schwierigkeit 
fertig zu werden, daß das Instrumentarium der 
Bauleitplanung  (des alten Bundesbaugesetzes 
von 1960) zu einer aktiven Steuerung des bau
lichen Geschehens in den Städten kaum geeig
net war. Die Bauleitplanung hatte bisher im we
sentlichen den Charakter einer „Auffangplanung“ , 
d .h. durch die in den Bauleitplänen (Flächen- 
nutzungs- und Bebauungsplan) festgelegten Flä
chennutzungen konnte nur der Rahmen vorge
geben werden, innerhalb dessen sich die private 
Investitionstätigkeit vollzog 10). Auch die hier dis
kutierten Verdrängungsprozesse, etwa die Unter
wanderung von bislang intakten Wohngebieten in 
Cityrandlagen durch gewerbliche Nutzungen, 
konnten mit den Instrumenten der Bauleitplanung 
bisher kaum verhindert werden " ) .  Dies g ilt ins
besondere für die als Kern- oder Mischgebiet 
(§§ 6 und 7 Baunutzungsverordnung) ausgewie
senen Bebauungsplangebiete12) und die Gebiete 
des sogenannten unbeplanten Innenbereichs nach 
§ 34 BBauG 13).

Als wesentliche Gründe für die mangelnde Steue
rungskapazität des Städtebaurechts können ge
nannt werden:

□  die Rechtsprechung zu § 34 BBauG, die ledig
lich vorschreibt, daß neue Bauvorhaben in Gebie
ten ohne Bebauungsplan der dort bereits vorhan
denen Bebauung nicht widersprechen d ü rfe n 14);

8) V g l. W a lte r K r a u s e :  Den Städten droht der „Herzinfarkt", 
in: D ie  dem okratische G em eind e, 27. Jg . (1975), S. 750.
9) V g l. M ag istrat d er Stadt Frankfurt am M ain  (H rsg.): Dokum en
tation  zur B o denspekulation  und zu r Zw eckentfrem dung von 
W ohnraum  ¡n Frankfurt am M ain , O kto ber 1975, S. 10.

V g l. Hans H e I I b e r g , H ans-G ottfried  v. R o h r :  Zusam 
m enhänge zw ischen Landesentw icklungsplanung und S tadtent
w icklungsm aßnahm en in N o rd rh ein -W estfa len , Ham burg 1974, 
S. 120.
n ) V g l. ausführlicher bei Hans H e u e r ,  Rudolf S c h ä f e r :  
M öglichkeiten  der Beeinflussung k le in räum iger W anderungspro
zesse in großstädtischen Verd ichtungsgebieten , in: Raum for
schung und Raum ordnung, 34. Jg . (1976), H. 4, S. 157 ff.
12) A b er auch im allgem einen  W ohng eb ie t ist d ie  M öglichkeit der 
Um nutzung geg eben. D ies e rg ib t sich aus § 13 BauN V O , wonach  
in a llen  B augebieten „Räum e für d ie  Berufsausübung fre iberu f
lich T ä tig e r und solcher G ew erbe tre ibend er, d ie  ihren Beruf in 
ähn licher Art ausüben“, zulässig sind.
13) H ierbei han delt es sich um zusam m enhängend bebaute G e
biete, für d ie  kein B ebauungsplan existiert.
14) Da d ie  A ltbaugeb ie te  in C ityrand lage  sich regelm äßig  durch 
eine intensive Funktionsm ischung auszeichnen, können Neube
bauungen für gew erb liche Zw ecke oder U m nutzungen von W ohn
raum in den G ebie ten  des § 3 4  BBauG  praktisch nicht verhindert 
w erden.
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□  das in vielen Städten vorhandene übergelei
tete (meist extrem hohe) Baurecht, dessen Ab
lösung an den Entschädigungsforderungen der 
Grundeigentümer einerseits und den völlig unzu
reichenden Mitteln der Städte andererseits schei
te r t15);

G  die aus dem geltenden Bodenrecht resultie
rende Privatisierung der Planungsgewinne, die 
zu einer spekulativen Verknappung des städti
schen Baubodens führt und eine vorausschauende 
Bodenpolitik der Städte (Grunderwerbspolitik) zur 
dringlichsten Aufgabe einer langfristigen Stadt
entw icklungspolitik macht;

□  der bisherige Mangel an Instrumenten zur 
Durchsetzung der städtebaulichen Planung.

Erhaltung der Wohnnutzung

Neben einer konsequenten Anwendung des mit 
der Novellierung des BBauG inzwischen verbes
serten planungsrechtlichen Instrumentariums (Ein
führung einer Reihe von Realisierungsgeboten, wie 
Bau-, Modernisierungs-, Nutzungs- und Abbruch
gebot) kommen für eine Politik der Verhinderung 
von Verdrängungsprozessen vor allem Maßnahmen 
des Denkmalschutzes und die sich auf die Wohn- 
raumzweckentfremdungsverordnungen der Länder 
stützenden Eingriffsmöglichkeiten in Betracht. 
Während die Erhaltung der Wohnnutzung durch 
denkmalrechtliche Veränderungsverbote nur m it
te lbar zu erreichen ist, weil solche Veränderungs
verbote nur die Gebäude selbst, nicht aber deren 
Nutzung betreffen, stellen die von den Ländern 
erlassenen Verordnungen gegen die Zweckent- 
tremdung von Wohnraum  den betreffenden Städ
ten ein unm ittelbar wirkendes Instrument zur Ver
fügung, mit dem der Abbruch, das Leerstehen
lassen, das absichtliche Unbewohnbarmachen 
oder die Umnutzung von Wohnraum in rendite
trächtigere gewerbliche Nutzungen verhindert 
werden kann.

Auch das Wohnraumzweckentfremdungsverbot 
erweist sich in der städtebaulichen Praxis jedoch 
keineswegs als Garant fü r eine erfolgreiche Politik 
der Erhaltung innenstadtnaher Wohnnutzung 16).

Vorrangige Wohnungsmodernisierung

Die wohl wichtigste Ursache der großstädtischen 
Wanderungsverluste ist ein unzureichendes Woh
nungsangebot in quantitativer und qualitativer 
Hinsicht. Der Entschluß zur Abwanderung wird 
meist dann getroffen, wenn aufgrund gestiegener 
Ansprüche an Größe, Ausstattung und Lage der 
Wohnung (und entsprechend gestiegener Reali
sierungsmöglichkeiten) ein Wohnungswechsel vor
genommen werden soll. Da die verschiedenen 
Wanderungsmotivuntersuchungen zeigen, daß 
„der Trend nachweisbar (ist), veränderte quanti

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/IV

tative und qualitative Wohnraumnachfrage im 
Bereich des näheren Wohnumfeldes zu realisie
ren“ 17), muß eine Strategie, die weitere Segre
gationsprozesse und Bevölkerungsverluste brem
sen w ill, offenbar auf der Stadtteilebene ansetzen, 
d .h. die kleinräumliche Struktur des Wohnungs
angebotes zu verbessern trachten. Das Schwer
gewicht der städtischen Wohnungsbaupolitik muß 
folglich bei Sanierungs- und Modernisierungs
maßnahmen liegen. M it Neubau am Stadtrand ist 
eine Verslumung der Innenstadtgebiete nicht zu 
verhindern 1S).

Die W ohnungsbaupolitik der Städte muß vor allem 
auf die Erhöhung des Angebots an geräumigen 
und dennoch preiswerten Wohnungen gerichtet 
sein, die insbesondere von Familien mit Kindern 
nachgefragt werden. Dabei sollte — wo immer 
möglich — der Wohnungsmodernisierung der Vor
zug vor Neubaumaßnahmen gegeben werden. Mit 
der Einführung von M odernisierungs-und Instand
setzungsgeboten im neuen Bundesbaugesetz und 
der Verabschiedung des Wohnungsmodernisie
rungsgesetzes 19) sind inzwischen auch die förm 
lichen Voraussetzungen fü r eine erfolgverspre
chende Modernisierungspolitik geschaffen wor
den. Dennoch hat eine auf Revitalisierung der von 
Umwidmung und Verslumung bedrohten Stadt
viertel gerichtete Modernisierungsstrategie mit 
erheblichen Problemen zu rechnen:

□  Das Wohnungsmodernisierungsgesetz ist ein 
reines Förderungsgesetz, dessen Wirkung allein 
von den zur Verfügung gestellten Mitteln abhängt. 
Bei dem in Aussicht gestellten Förderungsvolu
men w ird m it der Modernisierung von nur etwa 
50 000 Wohnungen pro Jahr gerechnet — bei 
einem modernisierungsfähigen Wohnungsbestand 
von 6 bis 8 M illionen20).

□  Da Modernisierungen mit Mieterhöhungen ver
bunden sind, ist einerseits eine vorsichtige Hand
habung der ab 1. Januar 1977 zur Verfügung ste
henden Modernisierungs- und Instandsetzungs

>5) A ls P aradebeisp ie l kann d ie  S ituation  der bayerischen Lan
deshauptstadt M ünchen genannt w erden, deren städtebauliche  
M an ö vrierfä h ig k e it.d u rch  das überg e le ite te  Baurecht (S taffe lbau
ordnung) stark eingeen gt w ird. Nach A ngaben des O berbürger
m eisters g ib t es In München noch ungenütztes Baurecht, „dessen 
Ablösung rund zehn M illia rd en  M ark  kosten w ürde". Vgl. Artikel 
„Hohes Baurecht als Zw angsjacke“ in d er Süddeutschen Zeitung  
vom 10. 11. 1976.

V g l. ausführlicher bei Hans H e u e r ,  Rudolf S c h ä f e r ,  
a.  a.  O. ,  S.  161 ff.
17) Joachim  B a l d e r m a n n ,  G eorg H e c k l n g ,  Erich 
K n a u ß : B evölkerungsm obilitä t im G roßstadtraum  -  M otive  
d er G ew anderten und Folgerungen für d ie  Planung, In: Raum 
forschung und Raum ordnung, 34. Jg . (1976), H . 4, S. 146.
18) V g l. D etlev M a r x :  D ie heutigen Verstädterungstendenzen — 
Bestandsaufnahm e und Folgerungen, München 1976, S. 23 (B ei
trag zur Tagung d er G esellschaft für W irtschafts- und So zia lw is 
senschaften — V ere in  für S o c ia lp o litik  — über sozia le  Problem e  
d er m odernen Industriegesellschaft in Augsburg, Septem ber 1976; 
M anuskript).
19) G esetz zur Förderung d er M odern isierung von W ohnungen  
(W ohnungsm odernisierungsgesetz — W oM odG ) vom 23. August 
1976, BG Bl. I, S. 2429 ff.
20) So A lfred R ö h e r :  Den W illen  zur Renovierung erhalten. 
Altbaum odern is ierüng als w ohnungspolitische D auerm aßnahm e  
der G esellschaft, in: H andelsb latt vom 8. 12.1976.
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geböte angebracht, um eine Verdrängung der A lt
mieter in vertretbaren Grenzen zu halten. Ande
rerseits erscheint eine vorsichtige Anhebung des 
Mietenniveaus von Altbauwohnungen erforder
lich, um die privaten Hausbesitzer zu Erneuerungs
investitionen zu m otivieren21) und die auch bei 
Altbauwohnungen vorhandene Fehlbelegung22) 
zu reduzieren.

Offene wohnungsbaupolitische Fragen

Das Problem der Verdrängung der A ltm ieter ste llt 
sich auch bei Sanierungsmaßnahmen, die deshalb 
möglichst mit Wohnungsbauförderungsmaßnah
men zu koppeln sind. Aber selbst wenn der so
ziale Wohnungsbau Priorität in städtischen Sanie
rungsgebieten e rh ä lt23), bleiben eine Reihe von 
wohnungsbaupolitischen Fragen offen, die nicht 
von den Städten gelöst werden können:

□  Um den Wohnungsbau räumlich stärker 
steuern zu können als bisher, sollte fü r den sozia
len Wohnungsbau und den steuerbegünstigten 
Wohnungsbau eine starke Standortbindung (Orien
tierung an Raumordnungskriterien bzw. städte
baulichen Gesichtspunkten) angestrebt w erden24).

ö  Um zu verhindern, daß die bedürftigsten Per
sonengruppen die höchsten Mieten zu zahlen ha
ben, bedarf das bisherige Förderungssystem des 
sozialen Wohnungsbaus einer dringlichen Korrek
tu r mit dem Ziel, die künftig zu erwartenden Miet
steigerungen in erträglichen Grenzen zu ha lten25) 
und die bisherige Fehlsubventionierung (Fehl
und Unterbelegung) abzuschaffen (z. B. durch 
den Übergang von der Objektförderung zur Indi
vidualförderung und durch Begrenzung des sub
subventionsfähigen W ohnraums)26).

□  Ein großes wohnungspolitisches Problem be
steht in der Mietverzerrung  zwischen alten und 
neuen Sozialbauwohnungen. Da die Miethöhe auf
grund des degressiven Förderungssystems und 
der in den letzten Jahren sprunghaft gestiegenen 
Baukosten27) nicht mehr nach Ausstattung oder 
Lage einer Wohnung bestimmt wird, sondern 
allein nach dem Herstellungsjahr, sind Inhaber 
von neuen Sozialwohnungen — und das sind 
häufig junge Familien mit hoher M obilitätsbereit
schaft — gegenüber den Altm ietern erheblich be
nachteiligt. Eine Lösung dieses politisch brisanten 
Problem s28) wird von vielen als unabdingbare 
Voraussetzung für die Fortsetzung des sozialen 
Wohnungsbaus in der Zukunft angesehen.

Ein besonderes Problem im Rahmen einer Politik 
der Verbesserung der großstädtischen Wohnraum
versorgung ste llt die Frage der Eigentumsbildung 
dar, die bei den Stadt-Umland-Wanderungen eine 
bedeutende Rolle spielt. Um das zu den Umland
gemeinden bestehende Wohnwertgefälle abzu
bauen, wäre den Großstädten zwar generell eine
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Strategie der verstärkten Eigenheimförderung  an
zuraten. Viele Großstädte sind zu einer solchen 
Politik jedoch gar nicht in der Lage, weil eine 
großflächige Erschließung von Eigenheim-Bau
plätzen an den insgesamt knappen Flächenreser
ven und/oder an den Besitzverhältnissen scheitert 
und fü r eine notwendige Subventionierung der 
Bodenpreise und der Erschließungskosten die fi
nanziellen M ittel fehlen.

Angesichts der begrenzten Möglichkeiten sollten 
die Großstädte ihre Eigenheimpolitik ausschließ
lich auf jenen Bevölkerungskreis konzentrieren, 
der einerseits besonders „abwanderungsgefähr
de t“ und andererseits fü r eine Verbesserung der 
großstädtischen Bevölkerungsstruktur besonders 
wichtig ist, nämlich kinderreiche Familien.

Notwendige Wohnumfeldverbesserung

Eine wirksame Verbesserung der großstädtischen 
W ohnattraktivität ist nur zu erreichen, wenn die 
Anhebung der Wohnungsqualität mit Maßnahmen 
zur Verbesserung des Wohnumfeldes gekoppelt 
ist. Hier kommt es vor allem darauf an, die vom 
Individualverkehr herrührende Beeinträchtigung 
des Wohnens zu reduzieren, z. B. durch Maßnah
men zur Verminderung des Verkehrsaufkommens 
(Funktionsmischung, polyzentrische Stadtentwick
lung, Förderung des öffentlichen Nahverkehrs und 
Erschwerung des Individualverkehrs), Maßnah
men zur Verkehrsberuhigung in Wohnvierteln 
(Einrichtung von Fußgängerstraßen, Geschwindig
keitsbeschränkungen durch Tempolimit, Stolper
schwellen usw.) und sonstige Maßnahmen zur 
Verminderung von Verkehrsim m issionen29).

21) V g l. R eferat für Stadtforschung und S tadtentw icklung der 
Landeshauptstadt M ünchen (H rsg.): S tadtentw icklungsplan  1975 
in der Fassung des Beschlusses der V o llversam m lung des Stadt
rates d er Landeshauptstadt M ünchen vom 4. Ju li 1975.
22) W egen des n iedrigen M ietenn iveaus w erden geräum ige, 
fam ilien gerechte M ehrzim m eraltbauw ohnungen häufig von Ein
personenhaushalten „b lockiert“ .
23) Nach d er Regierungserklärung d er so zia llib e ra len  Koalition  
vom 16.12 . 1976 soll der sozia le  W ohnungsbau g leiche Priorität 
für d ie  Versorgung sogenannter Prob lem gruppen und für die  
S tadterneuerung in städtebau lichen S an ierun gsgeb ieten  erhalten.
24) V g l. Hans H e I I b e r g , H ans-G ottfried  v. R o h r ,  a. a. O., 
S. 152.
25) Aufgrund des b isherigen degressiven Förderungssystem s sind 
in Zukunft kräftige M ietste igerungen  zu erw arten . So w ird sich 
die M ie te  e in er 1976 fertigges te llten  80 qm  großen Sozialw ohnung  
nach Berechnungen des V erbandes G em ein n ü tz ig er W ohnungs
unternehm en bis 1992 von 352 DM auf 1056 DM  verdreifachen. 
Vgl. A rtikel „Explosion d er S o zia lm ie ten  schon vorprog ram m iert“, 
in: D er Tagesspfegel vom 14. 12. 1976.
26) V g l. Rolf B i a ! a s : Prob lem e des sozia len  W ohnungsbaus  
und d er M ietpreisentw icklung , in: Das Rathaus, 29. Jg. (1976), 
S. 564 f.
27) 1975 w ar bereits  e ine Subventionsleis tung von m ehr als 10 DM  
je  qm W ohnfläche erforderlich , um eine  M ie te  von 4,20 DM zu 
erreichen. Fünf Jahre vorher betrug d iese  Subventionsleistung  
w en ig er a ls  3 DM . V g l. O tto S t a d l e r :  D er S te llen w ert des 
W ohnungsbaues Im Zeichen des Strukturw andels — Ü berlegungen  
aus d e r Sicht d er öffentlichen Hand, in:. W ohnungsbau nach M aß?  
Zum  künftigen W ohnungsbau aus d er Sicht der T räg e r (Schriften 
für S o zia lö ko lo g ie , Bd. 16), Bochum 1976, S. 24.
28) Zu den Lösungsvorschlägen vgl. z .B .  Karl R a v e n s :  W oh
nungsw irtschaft an d er W ende — G ib t es e inen  N eubeg inn?  (M a
te ria lie n  zum  S ied lungs- und W ohnungsw esen und zur Raum 
planung, Bd. 13), M ünster 1976, S. 18 f.
29) Vordring lich  sind dab ei M aßnahm en, d ie  zu Lärm m inderun
gen an den K raftfahrzeugen führen.

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/IV



GROSSSTÄDTE

Neben einer umweltfreundlichen Gestaltung des 
Verkehrs, die nur mit einem breitgefächerten 
Maßnahmenkatalog zu erreichen is t30), muß eine 
Politik der Wohnumfeldverbesserung darauf ge
richtet sein, die in den Altbaugebieten meist 
hohen Bebauungsdichten zu reduzieren (etwa im 
Zuge von Sanierungsmaßnahmen) sowie durch 
Schaffung von Gemeinschaftseinrichtungen, Grün
anlagen und dergleichen Freiräume am Wohn- 
platz oder in dessen Nähe herzustellen. Durch die 
Erweiterung des Vorkaufsrechts im neuen BBauG, 
insbesondere durch das preislim itierende Vor
kaufsrecht, wird eine solche Politik zweifellos 
erleichtert. Das Dilemma der Städte besteht je 
doch darin, daß die Wohnumfeldverbesserung 
besonders in den Innenstadtrandgebieten not
wendig ist, wo die fü r Infrastrukturmaßnahmen 
benötigten Grundstücke meist auch fü r kommer
zielle Nutzungen nachgefragt werden. Angesichts 
des mangelhaften Bodenrechts ist aber die Fi
nanzausstattung der Städte absolut unzureichend, 
um die aus der Anwendung der Planverwirk
lichungsinstrumente sich ergebenden Entschädi
gungsleistungen tragen zu können 31).

Kooperation statt Verteilungskampf

Unabdingbare Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Politik der W iederherstellung der großstädtischen 
W ohnattraktivität und für eine ausgewogene Ent
wicklung im Stadt-Umland-Bereich ist die Über
windung des traditionellen „Bürgermeisterwett
bewerbs“ durch eine verstärkte Zusammenarbeit 
von Kernstadt und Umlandgemeinden. Im Zuge 
der Verknappung der Ressourcen hat sich der 
Konkurrenzkampf der Gemeinden jedoch wesent
lich verschärft — insbesondere auf dem Gebiet der 
W irtschaftsförderung. Der verschärfte Verteilungs
kampf zwischen Kernstadt und Umland w irkt sich 
zur Zeit vor allem zu Lasten der Kernstädte aus. 
Denn in dem Maße, in dem die Umlandgemeinden 
ihre gestiegene Finanzkraft in eine Erhöhung 
ihrer A ttraktivität im Infrastrukturbereich umset- 
zen, sinkt die relative Attraktiv itä t der Kernstädte 
zwangsläufig weiter ab, da diese mit den die 
Wanderungen vor allem determinierenden Vor
zügen des Umlandes, wie etwa Wohnen im Ein
familienhaus, Nähe zum Grünen usw., ohnehin 
nicht konkurrieren können.

30) Zu d ieser Frage sind inzwischen zahlre iche Vorschläge unter
bre ite t w orden. V g l. z. B. Auto und U m w elt, Gutachten des Rates  
von Sachverständigen für U m w eltfragen vom S eptem b er 1973; 
D ieter A p e l  : S traßenverkehr und Lärmschutz, Zum  Entwurf 
einer Straßenschallschutzverordnung nach § 43 B u ndes-lm m is- 
sionsschutzgesetz (Gutachten des Deutschen Instituts für U rba
nistik), B erlin  1976.

31) Durch d ie  R ealis ierung des Planungsw ertausgleichs in der 
Novelle zum BBauG , d ie  ja  bekanntlich am W iderstand d er Bun
desratsm ehrheit scheiterte, w äre  für e ine  Reihe von Städten e ine  
Verbesserung d er F inanzsituation  e rz ie lt w orden. V g l. d ie  Be
rechnungen bei M ichael R e i d e n b a c h ,  Rudolf S c h ä f e r ,  
Gerd S c h m i d t - E i c h s t ä d t :  Planspiel zur N ovellierung  
des Bundesbaugesetzes (Veröffentlichung des Deutschen Instituts 
für U rbanistik), B erlin  1975, S. 36 ff.

Um die Bemühungen der Großstädte, die Bevöl
kerungsverluste und weitere Segregationspro
zesse zu bremsen, nicht von vornherein als aus
sichtslos erscheinen zu lassen, ist nicht nur eine 
gemeinsame Entwicklungsplanung der verschie
denen kommunalen Entscheidungsträger in der 
Region erforderlich. Notwendig ist vor allem auch, 
daß die von den einzelnen Gebietskörperschaften 
ergriffenen Maßnahmen auf ein gemeinsames Ent
wicklungskonzept abgestellt sind bzw. die Landes
und Regionalplanung über das entsprechende 
Durchsetzungsinstrumentarium verfügt.

Versagen der Kommunen

Die bisherigen Erfahrungen mit den verschiede
nen in den Verdichtungsräumen praktizierten Ko
operationsformen sind allerdings nicht dazu an
getan, hinsichtlich der „Selbststeuerungskraft“ 
der Kommunen großen Optimismus zu entfalten. 
Die Probleme seien beispielhaft skizziert:

□  Der Wohnungsbau scheidet auf absehbare Zeit 
als potentielles Lenkungsinstrument der Sied
lungsentwicklung aus. Überhöhte Bevölkerungs
richtzahlen in den Landesraumordnungsprogram
men und die häufig geübte Praxis der in regio
nalen Planungsverbänden zusammengeschlosse
nen Kommunen, vor Verabschiedung eines rechts
verbindlichen Regionalplans noch möglichst viele 
Siedlungsflächen sich gewissermaßen gegenseitig 
„zu genehmigen“ , haben fast überall zu weit über 
den Bedarf hinausgehenden Baurechtsauswei
sungen geführt, die eine gezielte bauleitplane
rische Steuerung unmöglich machen.

□  Einer restriktiven bzw. nicht auf Wachstum 
ausgerichteten Siedlungsentwicklung der Umland
gemeinden stehen zum Teil handfeste w irtschaft
liche Interessen potenter Bauträgergesellschaften 
entgegen, die im Umland umfangreiche (speku
lative) Grundstückskäufe getätigt haben und nun 
natürlich an einer .renditeträchtigen Verwertung 
des investierten Kapitals interessiert sind. Der 
Konflikt zwischen betriebswirtschaftlichen und 
stadtplanerischen Interessen w ird dabei häufig 
zu Lasten der Stadtentwicklungsplanung ent
schieden.

□  Trotz zahlreicher Bemühungen um eine effi
zientere Steuerung der räumlichen Entwicklung 
durch Bildung von Planungsregionen verschieden
sten Musters ist in den meisten großstädtischen 
Verdichtungsgebieten noch nicht einmal die Min
destvoraussetzung einer erfolgversprechenden 
Entwicklungsstrategie fü r Großstadtregionen vor
handen, nämlich ein gemeinsames Entwicklungs
konzept. Da durch Planungen der Kernstadt die 
Umlandgemeinden in Zugzwang geraten können 
und umgekehrt, müssen unabgestimmte Planungs
konzepte zwangsläufig zu Konflikten unter den 
Regionsgemeinden führen. Aber auch ein gemein-
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sames Entwicklungsmodell ist längst keine Ga
rantie für eine den Zielvorstellungen entspre
chende Siedlungsentw icklung32), wenn es an 
einer planadäquaten Durchsetzungsstrategie der 
Regionalplanungsbehörden fehlt.

□  Das Fehlen gemeinsamer Planungs- und 
Durchsetzungsstrategien ist sicher auch auf die 
unterschiedlichen politischen Interessenlagen der 
Mandatsträger in den betroffenen Gebietskörper
schaften (Land, Kernstadt, Umlandgemeinden) 
zurückzuführen. Bei den Randwanderern handelt 
es sich um soziale Aufsteiger, um aktive und an
spruchsvolle Bevölkerungsgruppen, die ihre In
teressen weit nachdrücklicher als die in den 
Innenstädten verbleibenden (Rand-)Gruppen ver
treten (können). Da sich die auf die infrastruk
turelle Ausstattung des Umlandes gerichteten An
spruchsniveaus der Randwanderer an den Versor
gungsstandards der Kernstadt orientieren, stehen 
die Mandatsträger der Umlandgemeinden unter 
einem erhöhten Erfolgsdruck. Auch stehen bei 
den von den politischen Mandatsträgern zu fä l
lenden Entscheidungen über die alternative Ver
wendung der insgesamt knappen Mittel meist 
alternative Wählerpotentiale auf dem Spiel, was 
sicher nicht dazu beiträgt, den Blick fü r die 
längerfristigen Notwendigkeiten der Gesamt
region zu schärfen.

Flankierende Maßnahmen

Um die „Entleerung“ der Großstädte und die 
Zersiedlung des Umlandes zu bremsen, sind eine 
Reihe flankierender Maßnahmen erforderlich, die 
im folgenden stichwortartig aufgeführt werden 
sollen:

□  Eine der gravierendsten Ursachen fü r die Fehl
entwicklungen in den großstädtischen Verdich
tungsgebieten liegt — wie schon erwähnt — in 
dem geltenden Bodenrecht. Auch nach dem vor
läufigen Scheitern der Bodenrechtsreform muß 
weiter nach Lösungsmöglichkeiten gesucht wer
den, die politisch durchsetzbar sind.

□  Zu überdenken ist auch die bisherige Steuer
politik  des Bundes. Die steuerliche Privilegierung 
des Grundbesitzes gegenüber anderen Arten der 
Vermögensanlage und die undifferenzierte Förde
rung des Eigenheimbaus durch Steuererleichte
rungen und Wohnungsbauprämien sind Faktoren, 
die jene in den Großstädten lebenden Bevölke
rungsgruppen, die diese Vergünstigungen auch 
wahrnehmen wollen (und können), zwangsläufig 
veranlassen, mangels geeigneter Realisierungs
möglichkeiten in den Kernstädten ins Umland ab
zuwandern.
□  Zu überdenken ist ferner die bisherige Ver
kehrsplanung in den Verdichtungsräumen. Ein 
weit in das Umland hineinreichendes Schnellbahn
netz verbessert die Standortqualität der Stadt
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randgemeinden und macht fü r manche (auf die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel angewie
sene) Bevölkerungsgruppen und Betriebe die Ab
wanderung überhaupt erst möglich.

□  Um die Umweltqualität in den Städten zu ver
bessern, ist eine Förderung des öffentlichen Per
sonennahverkehrs und eine Erschwerung des In
dividualverkehrs erforderlich. Während die Defi
zite der öffentlichen Verkehrsbetriebe von Jahr 
zu Jahr steigen, sollte die Benutzung des eigenen 
Pkw zumindest in den mit öffentlichen Verkehrs
m itteln gut erschlossenen Verdichtungsräumen 
nicht noch steuerlich prämiert werden, wie dies 
mit der Kilometerpauschale gesch ieht33).

□  Da mit der Kern-Rand-Wanderung von Bevöl
kerung und Betrieben eine Umverteilung der 
Finanzkraft zwischen Kernstadt und Umland
gemeinden verbunden34) und ein großer Teil der 
städtischen Aufgaben bevölkerungsunabhängig 
is t35), verschlechtert sich die Finanzsituation der 
Großstädte mit jedem abwandernden Einwohner 
im doppelten Sinne. Um die Funktionsfähigkeit 
der Großstädte zu erhalten, ist deshalb eine Ver
stärkung ihrer Finanzausstattung erforderlich. Ein 
erster Schritt dazu wäre in manchen Ländern 
schon die stärkere Berücksichtigung der zentralen 
Funktionen der Großstädte im Rahmen des Län
derfinanzausgleichs 36).

Abschließend ble ibt festzustellen, daß es zur Lö
sung der Großstadtprobleme erheblicher, vor 
allem aber gemeinsamer Anstrengungen von 
Bund, Ländern und Kommunen bedarf. Der Blick 
auf die Verhältnisse in den USA sollte fü r alle Be
te iligten Ansporn genug sein, ihren Beitrag zu 
einer offensiven Großstadtpolitik zu leisten.

32) D ies ze ig t etw a d ie  S ied lungsentw icklung im schlesw ig-hol
steinischen Um land von H am burg, d ie  In w esentlichen Punkten 
von der erk lärten  Z ie lvorste llung d er G em einsam en Landespla
nung H am burg/S chlesw ig-H o lste in  abw eicht. V g l. Hans H e u e r ,  
C hrista K n o p f :  R egionalp lanung im H am b urger Um land -  
Versuch e in er B ilanz, in: Archiv fü r Komm unalw issenschaften, 
Jg. 15 (1976), S. 224 ff.
33) Z u r Frage d er R aum w irksam keit d er K ilom eterpauschale  und 
ihrer m öglichen Abschaffung vgl. G. W olfgang H e i n z e ,  D ie
te r K a n z l e r s k i :  Ungerecht und unw irksam . D ie K liom eter
pauschale in raum ordnerischer Sicht, in: Structur, 10. Jg . (1976), 
S. 147 ff.
3*) V g l. Hans H e u e r ,  C hrista K n o p f ,  a. a. O ., S. 243 ff.
35) Eine H am burger Untersuchung hat ergeb en , „daß höchstens 
30 Prozent d er öffentlichen Ausgaben bzw. Aufgaben in einem  
m ehr oder m in der d irekten  Zusam m enhang m it d er Bevölkerungs
entw icklung stehen". (Bericht an d ie  Bürgerschaft erstattet von 
der Enquete-K om m ission gem äS § 7 9 a  d er Geschäftsordnung der 
Ham burgischen Bürgerschaft zu r Analyse d e r geg enw ärtigen  und 
zukünftigen w irtschaftlichen Lage und Bevölkerungsstruktur Ham 
burgs, Bürgerschaft der Freien und H ansestadt H am burg, Druck
sache 8/681 vom 30. 4 .1975, S. 50).
34) So ergaben beisp ie lsw e ise  Berechnungen des baden-w ürttem - 
bergischen F inanzm in is terium s, „daß d er F inanzbedarf der größ
ten Stadt 3,6m al so groß ist w ie  d e r d er k leinsten G em einde
(Spannungsverhältn is 1:3 ,6)“, w ährend d e r baden-w ürttem ber
g ische Finanzausgleich von e inem  Spannungsverhältn is von 1:1,63 
ausgeht. V g l. O berbürgerm eister d e r S tad t S tuttgart (H rsg.): G e
danken zu r K ernstad t-U m land-Frage in d e r Region M ittle rer  
N eckar (M anuskrip t), S tuttgart 1975, S. 17 f. Z u r Frage, w ie  die 
S tädte aus d er Sicht des Deutschen S täd tetages finanzie ll aus
gestattet sein  müssen, vg l. Bruno W e i n b e r g e r :  S tädte als 
Entw icklungszentren ohne ausreichende Finanzen?, in: Für die 
Zukunft d er S tädte  (D S T -B eiträg e  zur K om m un alp o litik , R e ihe A, 
H. 3), Köln 1976, S. 27 ff.
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